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Der NWO-Moloch "Völkerbund"  
US-Präsident Thomas Woodrow Wilson konkretisierte am 22. Januar 1917 vor dem US-Senat 
die Grundsätze seiner Friedensordnung. Der US-Präsident forderte damals einen Frieden ohne 
Sieg, Gleichberechtigung aller Nationen, ob groß oder klein, das Recht auf äußere Selbstbe-
stimmung für alle Völker und die Bildung eines universellen Völkerbundes als Friedensgaran-
tie, anstelle der bisherigen Bündnisse (x041/180). 
US-Präsident Wilson gab am 8. Januar 1918 in einer Rede vor dem US-Kongreß vierzehn 
Punkte bekannt, die als zukünftige Richtlinien für die Erhaltung des Weltfriedens dienen soll-
ten, und forderte zur friedlichen Regelung von internationalen Streitfragen (wie z.B. Siche-
rung der territorialen Unverletzlichkeit und der politischen Unabhängigkeit aller Staaten) die 
Gründung eines Völkerbundes (x058/293-294): >>Wir traten in den Krieg ein, da Rechtsver-
letzungen vorgekommen waren, die uns aufs tiefste kränkten und unserem Volk das Leben zu 
einer Unmöglichkeit gestalteten, bevor sie nicht wieder gutgemacht waren und die Welt ein 
für allemal gegen deren Wiederholung gesichert war.  
Wir beanspruchen daher in diesem Kriege nichts Besonderes für uns selbst. Die Welt muß 
tauglich und sicher gemacht werden, um in ihr leben zu können; und besonders muß sie für 
jede friedliebende Nation gleich der unseren sicher gemacht werden, die ihr eigenes Leben zu 
leben, ihre eigenen Einrichtungen zu bestimmen wünscht.  
Gerechtigkeit und faires Handeln der anderen Völker der Welt müssen gegen Gewalt und An-
griffsgeist gesichert werden. Sämtliche Völker sind in Wahrheit Genossen in diesem Interesse, 
und wir unsererseits erkennen mit äußerster Klarheit, daß, wenn anderen keine Gerechtigkeit 
gewährt wird, sie auch uns nicht gewährt werden kann.  
Das Programm des Weltfriedens ist daher unser Programm, und dieses Programm, das einzig 
mögliche Programm wie wir es sehen, lautet: 
I. Öffentliche Friedensverträge, öffentlich beschlossen, nach denen es keine privaten interna-
tionalen Abmachungen irgendwelcher Art geben darf. Vielmehr soll die Diplomatie stets frei 
und vor aller Öffentlichkeit sich abspielen. 
II. Absolute Freiheit der Schiffahrt auf der See außerhalb der territorialen Gewässer ... 
III. Soweit als möglich die Aufhebung sämtlicher wirtschaftlicher Schranken und die Fortset-
zung gleichmäßiger Handelsbeziehungen zwischen sämtlichen Nationen, die dem Frieden zu-
stimmen und sich zu seiner Aufrechterhaltung vereinigen. 
IV. Angemessene Garantien, ... daß die nationalen Rüstungen ... herabgesetzt werden. 
V. Eine freie, offenherzige und absolut unparteiische Ordnung aller kolonialen Ansprüche, 
gegründet auf strenge Beachtung des Prinzips, daß bei Bestimmung aller derartigen Fragen 
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der Souveränität das Interesse der betreffenden Bevölkerung gleiches Gewicht haben muß wie 
die billigen Ansprüche der Regierung, deren Rechtstitel festgesetzt werden soll ... 
VI. Die Räumung des gesamten russischen Gebietes und eine derartige Erledigung aller Ruß-
land berührenden Fragen, um die beste und freieste Zusammenarbeit der übrigen Nationen der 
Welt zu sichern ... 
VII. Belgien, dem wird die ganze Welt zustimmen, muß, ohne jeden Versuch, die Souveräni-
tät, deren es sich gleich allen anderen Nationen erfreut, zu beschränken, geräumt und wieder-
hergestellt werden ...  
VIII. Das gesamte französische Gebiet muß befreit und die verwüsteten Teile wieder herge-
stellt werden. Ebenso müßte das Frankreich durch Preußen 1871 in Sachen Elsaß-Lothringen 
angetane Unrecht, das den Weltfrieden nahezu 50 Jahre bedroht hat, berichtigt werden, um 
den Frieden im Interesse aller wieder Sicherheit zu verleihen. 
IX. Eine Berichtigung der Grenzen Italiens sollte gemäß den klar erkennbaren Nationalitäten-
linien bewirkt werden. 
X. Den Völkern Österreich-Ungarns, deren Platz unter den Nationen wir gefestigt und gesi-
chert zu sehen wünschen, sollte die freieste Möglichkeit autonomer Entwicklung gewährt 
werden (nicht identisch mit Zerschlagung der Donaumonarchie) ...  
XI. Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt werden, besetzte Gebiete wieder her-
gestellt, Serbien freier und gesicherter Zugang zum Meere gewährt und die Beziehungen der 
verschiedenen Balkanstaaten zueinander auf Grund freundschaftlicher Verabredung gemäß 
den historisch festgesetzten Grenzen der Untertanenpflicht und der Nationalität festgelegt 
werden. ... 
XII. Dem türkischen Teil des gegenwärtigen ottomanischen Reiches sollte eine gesicherte 
Souveränität gewährleistet werden ... 
XIII. Ein unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der die von unbestreitbar pol-
nischer Bevölkerung bewohnten Gebiete umfassen soll, denen ein freier und sicherer Zugang 
zum Meere gewährleistet und dessen politische und ökonomische Unabhängigkeit sowie des-
sen territoriale Integrität durch internationalen Vertrag garantiert werden sollen. 
XIV. Eine allgemeine Gesellschaft der Nationen muß auf Grund eines besonderen Bundesver-
trages gebildet werden zum Zweck der Gewährung gegenseitiger Garantien für politische Un-
abhängigkeit und territoriale Integrität in gleicher Weise für die großen und kleinen Staaten. In 
bezug auf diese notwendige Berichtigung von Unrecht und Sicherung des Rechtes betrachten 
wir uns als intime Genossen sämtlicher Regierungen und Völker, die sich gegen die Imperiali-
sten zusammengeschlossen haben. Es gibt für uns keine Sonderinteressen oder andersartige 
Ziele. Bis zum Ende stehen wir zusammen.<<  
Am 28. April 1919 wurde die Satzung des Völkerbundes durch die Vollversammlung der 
Versailler Friedenskonferenz angenommen und schließlich am 28. Juni 1919 von den Grün-
derstaaten unterzeichnet. Sie wurde damit ein Bestandteil des Versailler Vertrages.  

 
Abb. 58 (x299/61): Der Völkerbund … und wie er in Wirklichkeit aussieht (Arpad Schmid-
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hammer, 1920). 
Die Leitsätze für den 1919 gegründeten Völkerbund wurden auf dem Freimaurerkongreß im 
Jahre 1917 in Paris angenommen und verabschiedet. Der 1919 gebildete Völkerbund  war 
zweifelsfrei indirekt eine freimaurerische Gründung. 
Der schweizerische Theologe Martin Hohl-Wirz berichtete später über die Freimaurerei und 
den Völkerbund (x910/…): >>… 5.1.4. Überstaatliche Vereinigungen … 
Freimaurer haben sich nicht nur für nationalstaatliche Unabhängigkeit und Rechtsstaatlichkeit, 
sondern schon bald auch für überstaatliche Vereinigungen eingesetzt. Der deutsche Philosoph 
und Freimaurer Karl C. F. Krause (1781-1832) zum Beispiel konzipierte die "frühzeitige 
Form eines Völkerbundes in föderativer Form". Auch der französische Publizist Maurice Mo-
nier (1877-1931) gilt als ein 'Vorkämpfer für Völkerversöhnung'.  
"Der Völkerbund ist keine direkte freimaurerische Gründung, er ist aber eine Institution, die 
naturnotwendig aus dem Geiste der Loge heraus geboren wurde". Der deutsche Staatsmann 
und Freimaurer Gustav Stresemann (1878-1929) "erregte weltweites großes Aufsehen mit der 
unverkennbar freimaurerisch geprägten Antrittsrede vor dem Völkerbund." Der erste Vorsit-
zende des Völkerbundrates war der damalige französische Ministerpräsident und Freimaurer 
Léon Victor Auguste Bourgeois (1851-1925).  
Der Völkerverständigung unabhängig und trotz jeder Sprachverwirrung sollte auch die Schaf-
fung einer neuen, künstlichen Weltsprache dienen. 
Der Erfinder des Esperanto, der Deutsche Ludwig Lazarus Zamenhof (1859-1917) war Frei-
maurer. Der im Jahre 1913 unter anderen vom Schweizer Theologieprofessor Quartier la Ten-
te mitgegründete freimaurerische 'Weltbund' erklärte das Esperanto zur 'Weltsprache'. 
Von freimaurerischem Ursprung und Geist ist auch die Paneuropa-Bewegung. Der Begründer 
der Paneuropa Bewegung, der Freimaurer Richard Niklaus Graf von Coudenhove-Kalergi 
(1894-1972), vertrat das Ziel eines europäischen Staatenbundes. Er war auch Generalsekretär 
der von ihm begründeten 'Europäischen Parlamentarier Union'. Zur Zeit des Nationalsozialis-
mus trat er aus der Loge aus, "um den deutschnationalen Angriffen gegen die Paneuropa-
Bewegung nicht noch zusätzliches Material zu liefern." 
Moser schreibt unter anderem in seinem Aufsatz über 'die Freimaurerei und die Satzungen der 
Vereinten Nationen': Der Gedanke der Vereinten Nationen (UNO) ist eine freimaurerische 
Schöpfung und stammt in erster Linie aus den USA. Freimaurer sind vor allem der 'Charta der 
Vereinten Nationen' und der 'Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte' zu Gevatter gestan-
den. Sie atmen 'freimaurerischen Geist'. "Darüber, daß viele Freimaurer an diesem Werk gear-
beitet und sich eingesetzt haben, sind die meisten Freimaurer gar nicht aufgeklärt." …<< 
Der Völkerbund nahm seine Arbeit im Januar 1920 in Genf auf und wurde ab 1922 durch den 
Internationalen Gerichtshof in Haag unterstützt. Die USA, die Sowjetunion und alle Verlierer 
des Ersten Weltkrieges waren keine Völkerbundsmitglieder. Nordamerika blieb dem Völker-
bund auch später fern und schloß mit dem Deutschen Reich im August 1921 einen Separat-
frieden, der die "Garantiemacht" USA schließlich aus allen Verpflichtungen des Versailler 
Friedens entließ.  
Das Deutsche Reich und die Sowjetunion wurden erst 1926 bzw. 1934 in den Völkerbund 
aufgenommen. Da die führende militärische Großmacht Nordamerika kein Mitglied des Völ-
kerbundes wurde, konnte sich der Völkerbund nie richtig entfalten. Die mächtigsten Mitglie-
der des Völkerbundes waren damals die Siegermächte England und Frankreich, die jedoch 
weiterhin alle wesentlichen Nachkriegsprobleme direkt mit den betroffenen Nationen aushan-
delten. Der Völkerbund war zunächst nur ein Instrument, um das Versailler Unterdrückungs-
system mit allen Mitteln durchzusetzen und zu erhalten.  
Der Völkerbund sollte in erster Linie den Frieden sichern, die allgemeine Abrüstung be-
schleunigen und die Zusammenarbeit der Völker fördern. Der Völkerbund zeigte zwar Ansät-
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ze einer Welt-Friedensorganisation, aber diese internationale Organisation, die von den euro-
päischen Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert wurde, war mit schweren Mängeln 
behaftet.  
Der Völkerbundsrat konnte Beschlüsse grundsätzlich nur einstimmig fassen. Durch die Kop-
pelung mit den "Friedensverträgen 1919/20" und wegen des Prinzips der Einstimmigkeit 
konnte man die bisherige traditionelle Bündnis- und Geheimpolitik der einzelnen Regierungen 
natürlich nicht verhindern.  
Der Völkerbund war in den ersten Jahren hauptsächlich für die Durchführung und Überwa-
chung der Pariser Friedensverträge zuständig (Aufsicht über Danzig, Memelland, Kontrolle 
der Mandatsgebiete, Verwaltung des Saargebietes, Durchsetzung der Minderheitenschutzrech-
te usw.).  
Die Minderheitenschutzverträge wurden ausdrücklich in den Friedensverträgen hervorgeho-
ben. Der Völkerbund garantierte den ethnischen Minderheiten in den neugegründeten Staaten 
z.B. die staatsbürgerliche Gleichstellung, Freiheit der Sprache, freie Religionsausübung und 
Schulunterricht in der entsprechenden Muttersprache. Die neuen Nationalstaaten entwickelten 
sich jedoch frühzeitig zu radikalen Nationalitätenstaaten, so daß innere Spannungen zwischen 
den jeweiligen ethnischen Minderheiten und den nationalen Mehrheiten, die vielerorts schon 
seit Jahrzehnten für Unruhe gesorgt hatten, unentwegt zu schweren Konflikten führten.  
Die Bearbeitung der zahllosen Beschwerden der unterdrückten Minderheiten erfolgte damals 
nur schleppend oder wurde größtenteils überhaupt nicht durchgeführt. Der Völkerbund ge-
währleistete weder den Minderheitenschutz noch überwachte er die Einhaltung der Friedens-
verträge (falls es sich um die berechtigten Interessen der "Verlierer" handelte).  
US-Präsident Warren Harding (1865-1923, seit 1921 Präsident der USA) erklärte bereits im 
Jahre 1921, daß der Völkerbund ein Zwangsmittel der Sieger des Krieges geworden sei 
(x054/190). 
Bis 1939 traten 14 der 63 Mitgliedstaaten aus dem Völkerbund aus. Der Völkerbund war spä-
ter auch nicht in der Lage, Japan (Einfall in die Mandschurei im Jahre 1931) sowie Italien 
(Überfall auf Abessinien im Jahre 1935) zu stoppen und konnte die verbrecherischen Diktato-
ren Hitler und Stalin ebenfalls nicht in die Schranken weisen.  
Der erfolglose Völkerbund wurde schließlich am 18. April 1946 durch Beschluß der Völker-
bundsversammlung aufgelöst. 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Völkerbund" (x051/607-608): >>Völker-
bund, 1919/20 gegründete weltweite internationale Staaten-Organisation mit Sitz in Genf.  
Die Satzung des Völkerbundes wurde am 28.4.19 durch die Vollversammlung der Pariser 
Friedenskonferenz angenommen, als Teil I (Artikel 1 bis 26) in alle Pariser Vorortverträge 
aufgenommen und trat mit der Ratifizierung des Versailler Vertrages am 10.1.20 in Kraft.  
Initiator des Völkerbundes war US-Präsident Wilson; im letzten Punkt seiner Vierzehn Punkte 
vom 8.1.18 forderte er die Errichtung eines Völkerbundes.  
Mitglieder des Völkerbundes anfangs 32 Kriegsgegner des Deutschen Reiches und 13 im Er-
sten Weltkrieg neutrale Staaten; 1920 wurden Äthiopien, Österreich und Bulgarien, 1922 Un-
garn, am 8.9.26 das Deutsche Reich (wie im Locarnopakt vorgesehen), 1931 Mexiko, 1932 
der Irak und die Türkei und 1934 die UdSSR aufgenommen. Brasilien (1926), Japan (1933), 
Deutschland (19.10.33) und Italien (1937) traten wieder aus dem Völkerbund aus; die UdSSR 
wurde wegen ihres Winterkrieges gegen Finnland 1940 ausgeschlossen.  
Die USA ratifizierten den Versailler Vertrag nicht und gehörten dem Völkerbund nicht an.  
Organe des Völkerbundes:  
1. die einmal jährlich tagende Völkerbundsversammlung, in der jedes Mitglied eine Stimme 
hatte; 
2. der mehrmals im Jahr zusammentretende Völkerbundsrat mit Großbritannien, Frankreich, 
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Italien, Japan, später auch mit Deutschland und der UdSSR als ständigen und neun für drei 
Jahre gewählten nichtständigen Mitgliedern; 
3. das von einem Generalsekretär geleitete Ständige Sekretariat. 
Zweck des Völkerbundes war, die Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu stärken, 
für die Achtung ihrer territorialen Integrität und politischen Unabhängigkeit zu sorgen, ihre 
Sicherheit zu gewährleisten und so den Weltfrieden zu erhalten, etwa durch die Schlichtung 
zwischenstaatlicher Konflikte oder Bemühungen um eine internationale Abrüstung. Außer-
dem war der Völkerbund für die Verwaltung des Saarlandes (bis 1935) und der Freien Stadt 
Danzig, die Aufsicht über die sogenannten Mandatsgebiete (die ehemaligen deutschen Kolo-
nien in Afrika und ehemals türkische Gebiete in Asien) und für den Schutz nationaler Min-
derheiten zuständig.  
Bei der Schlichtung von Streitigkeiten zwischen kleineren Staaten, auf kulturellem, wirt-
schaftlichem und humanitärem Gebiet war der Völkerbund erfolgreich. Dagegen hatten weder 
seine Abrüstungsbemühungen Erfolg, noch konnte er militärische Konflikte, an denen Groß-
mächte beteiligt waren (z.B. den Krieg Italiens gegen Abessinien 1935/36), noch den Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges (1939) verhindern.  
Am 18.4.46 löste sich der Völkerbund selbst auf. An seine Stelle traten im selben Jahr die 
Vereinten Nationen.<< 
 
Die Paneuropa-Bewegung 

Wer fragt, ist ein Narr für ein paar Minuten, wer nicht fragt, bleibt es ein Leben lang.  
Sprichwort aus China 

Auch die Paneuropa-Bewegung war freimaurerischen Ursprungs. Der Begründer der Paneu-
ropa-Bewegung in Wien, der Freimaurer Richard Niklaus Graf von Coudenhove-Kalergi 
(1894-1972, Generalsekretär der von ihm begründeten 'Europäischen Parlamentarier Union'), 
verfolgte die Bildung eines europäischen Staatenbundes.  
Zu den einflußreichsten Gründern der europäischen "NWO-Integrationsbewegung" zählten 
Jean Monnet und Graf Richard von Coudenhove-Kalergi. 
Der französische Unternehmer Jean Monnet (1888-1979, koordinierte während des Ersten 
Weltkrieges maßgeblich die Kriegsmateriallieferungen der westlichen Alliierten, 1919 Mit-
glied der französischen Delegation in Versailles, von 1919 bis 1923 stellvertretender General-
sekretär beim Völkerbund in Genf, danach in führenden Stellungen bei US-Banken tätig, 
Gründer einer US-Investmentbank, die auch Geschäftsbeziehungen mit Hitler und der 
NSDAP unterhielten, beschäftigte sich seit 1938 mit den alliierten Vorbereitungen für den 
drohenden Zweiten Weltkrieg, koordinierte während des Zweiten Weltkrieges ab 1940 in den 
USA die Kriegsmateriallieferungen der westlichen Alliierten, erstellte nach dem Zweiten 
Krieg den sog. " Schumann-Plan", von 1952 bis 1955 erster Präsident der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, gründete 1955 mit US-Unterstützung das 
"Aktionskommitee für die Vereinigten Staaten von Europa") wurde später "Vater eines verein-
ten Europa" genannt. 
Der Freimaurer Graf Richard von Coudenhove-Kalergi (1894-1973, österreichischer Schrift-
steller, Vorkämpfer für die Bildung eines europäischen Staatenbundes, 1923 Gründer und er-
ster Präsident der Paneuropa-Bewegung in Wien), veröffentlichte u.a. im Jahre 1923 "Pan-
Europa" und 1953 "Die Europäische Nation".  
Die bedeutenden Freimaurer und Förderer des paneuropäischen Gedankens Aristide Briand, 
Gustav Stresemann und US-General George Marshall wurden später mit dem Friedensnobel-
preis ausgezeichnet.  
Der evangelische Theologe und Publizist Dr. Lothar Gassmann berichtete im Jahre 2005 in 
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seinem Buch "Europa - das wiedererstehende Römische Reich?" (x880/...): >>Europa, Vati-
kan und die Neue Weltordnung 
Nähert sich das Reich des Antichristen? 
1. Einleitung 
In absehbarer Zeit wird es nicht nur die Vereinigten Staaten von Amerika geben, sondern 
auch die Vereinigten Staaten von Europa. Zugleich zeichnet sich in Gestalt der Vereinten 
Nationen bereits eine Weltregierung ab - mit Weltparlament, Weltgerichtshof, Weltbank, 
Weltarmee und Weltpolizei. 
Die Entwicklung ist faszinierend - und gerade wegen ihrer Faszination gefährlich: Wir sind 
Zeugen der Wiederentstehung des Römischen Reiches. … 
Heutzutage umfaßt die Europäische Union bereits 25 Staaten vom Nordmeer bis zum Mittel-
meer und vom Atlantik bis zum Bosporus. Nicht in allen Ländern wurde die Bevölkerung ge-
fragt, ob sie der Europäischen Union beitreten will. In mehreren Staaten regte sich starker Wi-
derstand, so etwa in der Schweiz und in Norwegen, die momentan - aufgrund von Volksab-
stimmungen und gegen den Willen der Regierenden - noch nicht Mitglieder der Europäischen 
Union sind. Aber auch in mehreren bereits zur EU gehörenden Ländern ist es keineswegs si-
cher, ob diese nach dem künftigen Willen der Bevölkerungsmehrheit in der EU bleiben wer-
den. … 
Die Paneuropa-Idee 
"Jedes große historische Geschehen begann als Utopie und endete als Realität." 
Dieses Motto steht über der programmatischen Schrift, die wie keine andere die Entstehung 
des vereinten Europa im 20. Jahrhundert nach Christus geprägt hat. Es ist das Buch Pan-
Europa, im Jahre 1923 veröffentlicht von dem erst 29jährigen Adligen Graf Richard N. Cou-
denhove-Kalergi. Coudenhove war der Gründer und erste Präsident der Paneuropa-Union. 
Sein Nachfolger Otto von Habsburg, Sohn des letzten österreichischen Kaisers, bezeichnet 
Coudenhove im Vorwort zur Neuauflage 1982 dieses Buches als "Prophet Europas". 
Coudenhove beginnt sein Werk mit folgenden Sätzen: 
"Dieses Buch ist bestimmt, eine große politische Bewegung zu wecken, die in allen Völkern 
Europas schlummert. Viele Menschen erträumten ein einiges Europa; aber wenige sind ent-
schlossen, es zu schaffen. Als Ziel der Sehnsucht bleibt es unfruchtbar - als Ziel des Wollens 
wird es fruchtbar. Die einzige Kraft, die Pan-Europa verwirklichen kann, ist: der Wille der 
Europäer; die einzige Kraft, die Pan-Europa aufhalten kann, ist: der Wille der Europäer. So 
liegt in der Hand jedes Europäers ein Teil des Schicksals seiner Welt". 
Erschüttert von den blutigen Erfahrungen des Ersten Weltkrieges, kommt Coudenhove zu der 
Erkenntnis, daß nur ein vereintes Europa derartige Konflikte in Zukunft verhindern kann. Er 
stellt die "europäische Frage": 
"Kann Europa in seiner politischen und wirtschaftlichen Zersplitterung seinen Frieden und 
seine Selbständigkeit den wachsenden außereuropäischen Weltmächten gegenüber wahren - 
oder ist es gezwungen, sich zur Rettung seiner Existenz zu einem Staatenbunde zu organisie-
ren?" 
Für Coudenhove ist die Antwort klar. Sie kann nur lauten:  
"Weder der Westen noch der Osten will Europa retten: Rußland will es erobern - Amerika 
will es kaufen. …  
Doch die Vereinigung Europas ist für Coudenhove nicht das Letzte. Sie ist nur die notwendige 
Vorstufe zur Herstellung der Welteinheit: 
"Soll die Weltorganisation an die Stelle der Welt-Anarchie treten, so müssen erst die Staaten 
sich zu Über-Staaten zusammenschließen. Wie die Einigung Deutschlands, Italiens und Po-
lens notwendige Etappen waren für die Einigung Europas - so wird die Einigung Europas eine 
notwendige Etappe bilden zur Einigung der Menschheit … Erst muß Europa sich einigen - 
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dann die Menschheit: diese Entwicklung läßt sich nicht umkehren". 
In der geistesgeschichtlichen Begründung des Paneuropa-Gedankens geht Coudenhove zurück 
bis zum Römischen Reich: 
… Unter der Überschrift "Wege zu Pan-Europa" nennt Coudenhove konkrete Schritte, die 
inzwischen - Jahrzehnte nach der Niederschrift seines Buches - zum Teil in verblüffender 
Weise in die Tat umgesetzt worden sind: 
"Der erste Schritt zu Pan-Europa wäre die Einberufung einer paneuropäischen Konferenz 
durch eine europäische Regierung oder durch mehrere … 
Der zweite Schritt zu Pan-Europa ist der Abschluß eines obligatorischen Schieds- und Garan-
tievertrages zwischen allen demokratischen Staaten Kontinentaleuropas… 
Der dritte Schritt zu Pan-Europa ist die Bildung einer paneuropäischen Zollunion, der Zu-
sammenschluß Europas zu einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet … 
Die Krönung der paneuropäischen Bestrebungen wäre die Konstituierung der Vereinig-
ten Staaten von Europa nach dem Muster der Vereinigten Staaten von Amerika". 
Coudenhove ließ es nicht bei der Theorie bewenden, sondern schritt eifrig zur Tat. So gründe-
te er im Zusammenhang mit der Veröffentlichung seines Buches die Paneuropa-Union. Der 
erste Europa-Kongreß der Geschichte fand auf Initiative Coudenhoves vom 3. bis 6. Oktober 
1926 in Wien statt. Er führte rund zweitausend Teilnehmer aus 24 Ländern zusammen, darun-
ter zahlreiche Politiker. Im Bamberger Programm der Paneuropa-Union vom 9. Juni 1996 
heißt es u.a.: 
Die Paneuropa-Union erstrebt die Aufnahme der europäischen Völker, die dazu bereit 
sind und die entsprechenden Bedingungen insbesondere auf dem Gebiete der Rechtsstaatlich-
keit, des Menschen-, Volksgruppen- und Heimatrechts erfüllen, in die Europäische Union, 
eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union zur Sicherung des 
Friedens und der Freiheit in Europa, die Weiterentwicklung der Europäischen Union zu einer 
politisch nach außen und innen voll handlungsfähigen Einheit, ein souveränes Europa, das 
keiner fremden Macht untergeordnet ist. 
Dieses Programm - so meine Beobachtung - trägt einerseits die Handschrift einer konservati-
ven Politik mit der Beibehaltung christlich-ethischer Werte - im Gegensatz zu liberalistischen 
und sozialistischen Konzeptionen im Europäischen Parlament. Zugleich aber wirkt es durch 
die Forderung einer politischen Vereinigung bisher getrennter Staaten revolutionär - doch nur 
auf den ersten Blick.  
Betrachtet man die Hintergründe ausführlicher, dann erkennt man dahinter das Ziel des wie-
derhergestellten einheitlichen europäischen Reiches, wie es im Altertum durch den römischen 
Kaiser und im Mittelalter durch Kaisertum und Papsttum verkörpert war. Nicht zufällig war 
der Sohn des letzten österreichischen Kaisers, Otto von Habsburg, jahrzehntelang Präsident 
der Paneuropa-Union und zugleich einer der einflußreichsten Wegbereiter der Europäischen 
Union. In ihm und seinen Nachfolgern lebt der Gedanke vom politischen Einheitsreich in 
Verbindung mit dem Papsttum weiter.  
Seine Kaiserliche Hoheit Otto von Habsburg war nicht nur jahrzehntelang Europaparlamenta-
rier, sondern auch von 1930 bis 2000 "Chef und Souverän des Ordens vom Goldenen Vlies". 
Er gab die Leitung aus Altersgründen an seinen Sohn Karl ab. Der Orden vom Goldenen Vlies 
ist "der Jungfrau Maria gewidmet". Sein Ziel ist "die Erhaltung des katholischen Glaubens, 
der Schutz der Kirche und die Wahrung der unbefleckten Ehre des Rittertums". 
Über weitere weltanschauliche Hintergründe der Begründer der Europa-Idee schreibt der un-
garische Jesuit und Freimaurer T. Nagy: 
"Die Vorkämpfer der Idee eines vereinten Europas waren Freimaurer, zumal diese Ideo-
logie durch ihre freiheitlichen und brüderlichen Grundsätze typisch maurerisch ist. Einer der 
Großen dieser Bewegung war Graf Richard von Coudenhove-Kalergi; als ich vor vielen 
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Jahren einmal voller Begeisterung ein Buch von ihm las, hätte ich mir nicht träumen lassen, 
daß er Freimaurer war und daß ich ihn eines Tages als die Personifizierung des maurerischen 
Prinzips zitieren würde. Drei bedeutende Förderer des paneuropäischen Gedankens wurden 
mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet: Aristide Briand, Gustav Stresemann und Ge-
neral George Marshall - alle drei Maurer." - Als der 29jährige Coudenhove-Kalergi sein 
Werk "Pan-Europa" schrieb, hatte er in seiner Freimaurerloge bereits den 18. Grad des Schot-
tischen Ritus, den "Ritter vom Rosenkreuz", erreicht. 
Welche Ziele vertritt die Freimaurerei? 
Es ist ein seit langem erklärtes Ziel der freimaurerischen Doktrin, insbesondere der Illumina-
ten, eine "Weltbruderschaft" zu errichten, in der alle Unterschiede zwischen Menschen - vor 
allem politischer und religiöser Art - beseitigt sind und es keinen Absolutheitsanspruch ir-
gendeiner Religion auf "Wahrheit" mehr gibt. Laut Auskunft des "Internationalen Freimaurer-
lexikons" gehört es zu den Grundgesetzen der Freimaurer, sich "bloß zu der Religion zu ver-
pflichten, in welcher alle Menschen übereinstimmen und jedem seine besondere Meinung zu 
lassen." Der Satz von der "Religion … in der alle Menschen übereinstimmen … ist das Fun-
dament der Freimaurerei geworden." 
Mutig und treffend stellt hierzu der katholische Freimaurer-Experte Manfred Adler fest: 
…"Tatsächlich ist es der geheime und offene Traum der maurerischen Weltpolitik, eine uni-
versale Weltregierung in einem universalen Welt-Einheits-Staat zu errichten. Nicht zuletzt um 
dieses Endziels willen waren einflußreiche kosmopolitische Maurerbrüder maßgeblich an der 
Gründung der 'Organisation der Vereinten Nationen' beteiligt, die ihr 'Hauptquartier' in New 
York haben und 1945 an Stelle des Völkerbundes traten, der sich 1920 in Genf konstituiert 
hatte." … 
Welches sind die weltanschaulichen Grundlagen und Ziele der Europäischen Union? 
… In Artikel 2 der EU-Charta werden die Werte der Union beschrieben: 
"Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte; diese Wer-
te sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, To-
leranz, Gerechtigkeit, Solidarität und Nichtdiskriminierung auszeichnet." 
Es fällt auf, daß in dieser Präambel sowie in der Beschreibung der Werte und Ziele jeder Be-
zug auf Gott und die christlichen Wurzeln des Abendlandes fehlt. An der Stelle Gottes wird in 
der Präambel "die zentrale Stellung des Menschen" betont. Dementsprechend finden sich dann 
die "Werte" eines atheistischen Humanismus, vor allem der Gedanke des Pluralismus und der 
Toleranz. Pluralismus und Toleranz schließen aber gerade feste Werte aus, wie sie uns etwa in 
den Zehn Geboten der Bibel vermittelt werden. Pluralismus und Toleranz - das bedeutet prak-
tisch: Duldung unterschiedlichster Meinungen und Wertvorstellungen, auch wenn sie in Wi-
derspruch zu Gottes Willen und Geboten stehen. Diese gottlose Basis des neuen Europa zeigt 
sich besonders folgenreich in Artikel 21 der EU-Charta über "Nichtdiskriminierung", wo es 
heißt: 
"Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer na-
tionalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung sind verboten." 
Unter "Diskriminierung" wird die Herabsetzung eines Menschen - etwa aus den genannten 
Gründen - verstanden. Die entscheidende Frage freilich ist: Wann beginnt der "Straftatbe-
stand" Diskriminierung? Bei einer üblen Beschimpfung - oder aber bereits bei einer von der 
Bibel her gebotenen sachlichen Kritik? Darf ein Christ etwa nicht mehr sagen: "Wer einer 
nichtchristlichen Religion anhängt, kann gemäß Johannes 14,6 nicht zu Gott dem Vater kom-
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men." Oder: "Wer Homosexualität praktiziert, tut Sünde."? 
Hier tut sich ein Konflikt zwischen dem "Nichtdiskriminierungs-Gesetz" und der ebenfalls 
bisher gesetzlich verankerten Meinungs-, Glaubens- und Religionsfreiheit auf, der den Juri-
sten noch viel zu schaffen machen könnte. Der christliche Jurist Thomas Zimmermans 
schreibt hierzu: 
"Es ist damit zu rechnen, daß schon in den nächsten Jahren weitere Gesetze oder Ergänzungen 
zu bestehenden Gesetzen erlassen werden, in denen die Diskriminierung von Frauen, Homo-
sexuellen usw. unter Strafe gestellt oder in sonstiger Weise rechtlich belangt wird. Dies kann 
zur Folge haben, daß Werturteile, die sich z.B. gegen Abtreibung, feministische Positionen 
oder Homosexualität richten, nach solchen Gesetzen für strafbar oder schadensersatzpflichtig 
erklärt werden. Auch berufliche Konsequenzen insbesondere für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes sind dann nicht mehr auszuschließen. 
Eine EU-Richtlinie vom 29.06.2000 sieht z.B. vor, daß niemand einen Vertragsabschluß we-
gen der Rasse oder der ethnischen Herkunft des Anderen verweigern darf. Die Bundesjustiz-
ministerin wollte diese Kriterien u.a. auch auf 'sexuelle Orientierung' ausdehnen. … 
In Schweden wurde im Herbst 2002 mit großer Mehrheit ein Gesetz verabschiedet, wonach … 
kritische Äußerungen über Homosexualität und Homosexuelle mit Freiheitsstrafe bis zu vier 
Jahren bestraft werden. Dies soll auch dann gelten, wenn sich der Äußernde auf die Bibel be-
ruft; die entsprechenden Bibelstellen sollen wohl noch zitiert werden dürfen, nicht aber als 
weiterhin verbindliches Wort Gottes verkündigt werden dürfen. Es ist anzunehmen, daß sol-
che Gesetze nicht auf Schweden beschränkt bleiben und auch in den anderen EU-Staaten die 
erforderlichen Mehrheiten finden werden." … 
Fest steht allerdings Folgendes: 
Die Weltgeschichte entwickelt sich - besonders auffallend seit dem Ende des 20. Jahrhunderts 
- auf einen Punkt zu, an dem die Menschheit aus eigener Kraft versucht, ein Friedensreich zu 
bauen. Sie betreibt damit nichts anderes als den Versuch, das tausendjährige messianische 
Friedensreich Jesu Christi - vergleiche Offenbarung 20,1-6 - aus eigener Kraft vorwegzuneh-
men. Die Bibel spricht deutlich davon, daß diese Bemühungen der vereinigten Menschheit 
ohne den einen, lebendigen Gott der Bibel im Antichristlichen - im zweiten Turmbau von Ba-
bel - vergleiche 1. Mose 11,1-9; Offenbarung 17 - enden werden.  
Doch dieses Friedensreich hat keinen Bestand. Es ist ein Reich "aus Ton und Eisen gemischt" 
- eine Einheit ohne Wahrheit, eine Einheit durch Vermischung unterschiedlicher Ideologien 
und Religionen (vergleiche Daniel 2,33,43). Jesus wird sein Gericht über dieses "Sein-
Wollen-wie-Gott" der Menschheit halten: "Wenn sie sagen werden: Es ist Frieden! Es hat kei-
ne Gefahr! - dann wird das Verderben schnell über sie kommen" (vergleiche 1. Thessalonicher 
5,3). 
Das wiedererstehende Römische Reich und die Römisch-Katholische Kirche 
Am 29. Oktober 2004 wurde die Verfassung der Europäischen Union von Staats- und Regie-
rungschefs aus 25 Ländern auf dem Kapitol in Rom unterzeichnet. Radio Vatikan kommen-
tierte: "Den Text der Verfassung, der völlig ohne die Worte Gott oder Christentum auskommt, 
unterzeichnen alle - Ironie der Geschichte - unter einer großen, historischen Papststatue." 
War dies wirklich nur eine Ironie der Geschichte? Warum hat man denn gerade diesen sym-
bolträchtigen Ort gewählt? Hat der Vatikan vielleicht doch mehr mit der Vereinigung Europas 
zu tun, als viele denken? 
Am 30.10.2004 jedenfalls, einen Tag nach der Unterzeichnung, wurde der Papst mit folgen-
den Worten zitiert: "Die Unterzeichnung ist ein Ereignis, das auf gewisse Weise den Prozeß 
der Erweiterung der EU abschließt. … Der Heilige Stuhl und ich persönlich haben diesen Er-
weiterungsprozeß unterstützt, damit Europa mit seinen zwei Lungenflügeln atmen kann: dem 
Geist des Westens und dem Geist des Ostens …  
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Obwohl in der EU-Verfassung ein ausdrücklicher Verweis auf die christlichen Wurzeln fehlt, 
die doch die Kultur aller heutigen EU-Nationen bestimmt, bin ich zuversichtlich, daß die 
Werte des Evangeliums weiterhin die Bemühungen jener Menschen inspirieren, die für das 
Antlitz Europas verantwortlich zeichnen. Und ich hoffe, daß Europa dieses spirituelle Erbe als 
Basis seiner Einheit bewahrt." … 
Auch die Europafahne gibt einen Hinweis auf den Einfluß der Römisch-Katholischen Kirche 
auf das vereinte Europa. Sie besteht aus einem Kreis aus zwölf goldenen fünfzackigen Sternen 
auf blauem Grund. … 
Heute geht die falsche Einheit mit Riesenschritten voran. Es gibt eine "Globalisierung" in der 
Politik und Wirtschaft, aber leider genauso in christlichen Kirchen und Gemeinden. Alle Reli-
gionen und Konfessionen sollen zusammenrücken um des äußeren und inneren Friedens wil-
len. Einheit und Friede werden über Eindeutigkeit und Wahrheit gestellt. Der Maßstab ist 
nicht mehr "allein Christus", "allein der Glaube" und "allein die Heilige Schrift", sondern eine 
falsch verstandene Liebe - ohne Wahrheit, eine Selbstverwirklichungs-Ideologie und ein 
"Evangelium" zum Wohlfühlen. Hier sollten wir äußerst wachsam sein.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 25 berichtete am 20. Juni 2011: >>Jean 
Monnet als Sondergesandter des amerikanischen Präsidenten Roosevelt 
Im ersten Teil unserer Darstellung zu Jean Monnet (Zeit-Fragen Nr. 38 vom 27.9.2010 unter 
dem Titel "Moloch EU und Strippenzieher Jean Monnet") haben wir gezeigt, wie Monnet, 
einer der sogenannten "Gründerväter Europas", sich als internationaler Kognakhändler und 
Bankier in den Jahren vor, während und nach dem Ersten Weltkrieg im angloamerikanischen 
Finanz- und Politikmilieu vernetzte. Im folgenden Teil werden wir Monnets diverse Aktivitä-
ten bis 1945 beschreiben.  
Durch diese Aktivitäten zieht sich wie ein roter Faden das Bemühen, die Souveränität der eu-
ropäischen Nationalstaaten anzutasten und aufzubrechen, mit dem Ziel der Herstellung eines 
großräumigen Marktes, sprich Absatzmarktes im Interesse der US-amerikanischen Wirtschaft. 
In diesem Zusammenhang muß man auch seine Aktivitäten im Kontext der französischen Po-
litik sehen.  
Im folgenden wird viel von Frankreich die Rede sein, dem ganz eindeutig - und das wird im 
dritten Teil unserer Untersuchung u.a. Thema sein - eine ganz bestimmte Rolle bei der Grün-
dung der "Vereinigten Staaten Europas von Amerikas Gnaden" zugedacht war.  
Eine wohl sehr treffende Beschreibung Monnets und der Art, wie er sich bewegte, gibt die 
Journalistin und erste Alterspräsidentin des Europäischen Parlaments Louise Weiss (1893-
1983), die Monnet recht gut kannte, in ihren Mémoires d’une Européenne: "Geniales Leuch-
ten in den dunkelbraunen Augen des kleinen Jean Monnet, wenn er geheimnisvoll, lebendig 
und charmant seine Einflußnetze knüpfte, die dem Völkerbund von Anfang an eine beträchtli-
che Macht sicherten.  
Seine Verhandlungen während des Kriegs hatten ihm alle Türen geöffnet und auch die Tresore 
der Finanzbastionen der City, der Wall Street, ja sogar der chinesischen Häfen. Die Eigentü-
mer der Zeitungen kannten ihn, aber er schlich und glitt wie eine Natter zwischen den Federn 
ihrer Redakteure einher. Öffentlichen Verhandlungen, die ihn gefangengenommen hätten, zog 
er die freien Suggestionen seiner speziellen Vorstellungen vor. Er hatte so seine Art. Er war 
ein Eingeweihter. Diese Art faszinierte bald die ganze Welt."  
Internationale Hochfinanz 
Sehr früh also war Monnet ein einflußreicher Mann geworden, der eine erstaunlich breite Kla-
viatur besaß, insbesondere für die damalige Zeit. Er ging bei den wichtigsten politischen Füh-
rern der Londoner und New Yorker Finanzelite und den hohen Beamten des amerikanischen 
Außenministeriums ein und aus. 1923 hatte er den Völkerbund verlassen. Seit er 1926 Vize-
präsident der neu eröffneten Europa-Abteilung der sehr mächtigen amerikanischen Investment 
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Bank Blair & Co. geworden war, nahm er auch an Finanzoperationen von sehr hohem Niveau 
teil. Er organisierte die Vergabe von amerikanischen Krediten zur Stabilisierung des Franc im 
Jahr 1926, der des Zloty, der polnischen Währung, und im Jahr 1928 der des Leu, der rumäni-
schen Währung.  
Kurz darauf übte er seine Tätigkeit als Finanzberater in China an der Seite von Chiang Kai-
shek aus, organisierte Anleihen für die chinesische Regierung und gründete auf Vermittlung 
von John Foster Dulles, dem späteren US-Außenminister, die Bank Monnet, Murnane & Co., 
um den Geldfluß nach China zu sichern. Diese Bank wird später auch einträgliche Geschäfte 
mit Hitler-Deutschland abschließen. Monnet fungierte als außerordentlich geschickter und 
erfolgreicher Verbindungsmann zwischen den Interessen der US-amerikanischen Finanz-, Ge-
schäfts- und Politikwelt einerseits und den entsprechenden Kreisen der restlichen Welt, insbe-
sondere Europas.  
Geschäfte und Souveränitäten 
So war es nicht überraschend, daß der damalige französische Premierminister Daladier (1884-
1970) ihn 1938, als England noch seine Appeasement-Politik betrieb, beauftragte, in größter 
Diskretion für die französische Armee Flugzeuge in Amerika zu besorgen, um die desolate 
Situation der französischen Luftwaffe zu verbessern. Bei der Ausführung dieses Auftrages 
lernte er durch Vermittlung von US-Botschafter W. Bullitt den amerikanischen Präsidenten 
(1933-1945) Roosevelt kennen.  
Die Schwierigkeiten bei diesem Projekt bestanden darin, daß Frankreich einerseits Probleme 
bei der Bezahlung hatte, der amerikanische Finanzminister (1934-1945) Henry Morgenthau 
aber die Finanzierung gesichert sehen wollte. Außerdem mußten Wege gefunden werden, das 
Neutralitätsgesetz zu umgehen oder außer Kraft zu setzen. Nachdem dieses im November 
1939 gelockert worden war, kamen der britische Regierungsberater in Industrieangelegenhei-
ten und Kabinettchef Chamberlains, Horace Wilson, der schon eine Schlüsselrolle in Cham-
berlains Appeasement-Politik gespielt hatte, und Monnet überein, die französischen und briti-
schen Waffenkäufe zu vereinen.  
Monnet, der sich schon während des Ersten Weltkriegs in London mit Waffenkäufen beschäf-
tigt hatte, fand nun die gleichen Bedingungen vor, wie er sie schon damals gekannt hatte und 
übernahm auch die gleichen Funktionen. Er hatte sehr schnell verstanden, daß die Amerikaner 
seit dem Ersten Weltkrieg eine größere Rolle in der Welt spielten und sich darauf eingestellt.  
Fusionierung der Souveränitäten 
Die Idee einer engen britisch-französischen Union kam aus dem Chatham House, das von 
1925 bis 1956 von dem Geschichtsphilosophen Arnold Toynbee geleitet wurde. Seit 1938 
hatte man in Verbindung mit dem "Zentrum für außenpolitische Studien in Paris die Idee einer 
Annäherung der beiden Staaten in vielen kleinen Zirkeln unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
diskutiert. Aber als Toynbee 1940 nach Paris fuhr, bekam das Projekt Publizität und Aktuali-
tät. Es wurde sozusagen lanciert: Bei seiner Rückkehr ließ Toynbee in London ein Memoran-
dum verfassen, den … Gründungsakt einer dauerhaften Vereinigung Frankreichs und Eng-
lands.  
Dieser Plan diente auf der einen Seite dazu, Frankreich durch militärische, wirtschaftliche und 
politische Kooperation mit England gegen einen Angriff Hitler-Deutschlands zu stützen. Auf 
der anderen Seite war damit die Absicht verbunden, eine Fusion der Souveränitäten beider 
Länder herbeizuführen. Monnet schlug in Zusammenarbeit mit seinem Freund Vansittart die-
ses Projekt einer totalen Fusion der Souveränitäten vor. Die Idee war nicht ganz neu. Monnets 
Freund Bullitt hatte schon 1936 von "these dingy little states" in Europa gesprochen, die es 
eigentlich nicht wert seien als Staaten bezeichnet zu werden. 
Das Projekt war jetzt also lanciert. In England redeten insbesondere die Minister davon. In 
Frankreich führten es eher Intellektuelle und Pressekreise in die Diskussion ein. Bei seiner 
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Realisierung spielte Jean Monnet eine Schlüsselrolle. 1939 begab er sich nach London und 
sandte parallel an den englischen Premierminister Churchill (1940 bis 1945 und 1951 bis 
1955) und an den französischen Ministerpräsidenten Reynaud (Mai 1940 bis Juni 1940) eine 
Note, in der er seiner Befürchtung Ausdruck verlieh, daß Hitler England und Frankreich aus-
einanderdividieren könnte. Deswegen müßten die Verbindungen unauflöslich gemacht wer-
den:  
Die Kräfte der beiden Staaten müßten wie eine einzige Kraft eingesetzt werden. Um seiner 
Argumentation noch weiteres Gewicht zu geben, fügte er - ein für ihn typisches Vorgehen - 
hinzu: Die fast unbegrenzte Produktionskraft der Amerikaner würde sich ihnen nur dann zur 
Verfügung stellen, wenn sie selbst eindeutig die Bereitschaft bekundeten, gemeinsam zu 
kämpfen. Ansonsten könne man die Hilfe der Amerikaner vergessen. Damit wurde Monnet im 
September 1939 ein "alliierter Funktionär" der britischen und französischen Regierung, der 
über den nationalen Interessen stand. 
Auf der falschen Seite? 
Als Frankreich dann in der "drole de guerre", dem "seltsamen Krieg", vom 10.5. bis 22.6.1940 
Hitler-Deutschland unterlag, stellte sich für die französischen Eliten die Frage der Kapitulati-
on und des Waffenstillstands oder des Weiterkämpfens von den französischen Kolonien aus. 
Durch eine gezielte Propaganda wurden die Namen von General Weygand und Marschall Pé-
tain, beide Sympathisanten Hitler-Deutschlands und fanatische Antikommunisten, als Retter 
Frankreichs verbreitet.  
Der aus dem Ersten Weltkrieg in gewissen Kreisen mit großem Ansehen verbundene Name 
des Marschall Pétain, dem sogenannten "Sieger von Verdun", verleitete viele Politiker dazu, 
ihm in den Waffenstillstand zu folgen. Pétain unterschrieb diesen als letzter Ministerpräsident 
der Dritten Republik, um danach Staatschef des neu geschaffenen Etat Français zu werden, 
der mit Hilfe eines Ermächtigungsgesetzes … die Republik abschaffte und ein mit Hitler kol-
laborierendes autoritäres Regime, das nach dem Regierungssitz benannte Vichy-Régime in-
stallierte.  
Charles de Gaulle, der in jungen Jahren als Berufssoldat auch ein Bewunderer Pétains gewe-
sen war, vollzog diesen Schritt nicht mit. Er verurteilte den Waffenstillstand mit Nazi-
Deutschland und begab sich mit einigen Mitstreitern nach London. Von dort aus forderte er 
mit der Erlaubnis Churchills am 18. Juni in seinem berühmten Appel du 18 Juin über die BBC 
das französische Volk auf, den Waffenstillstand nicht zu akzeptieren und den Kampf an der 
Seite Englands und Amerikas weiterzuführen.  
Nur einige wenige waren bei ihm, mit denen er dann eine Widerstandsorganisation, das Comi-
té National Français (CFN) aufbaute. Hier in London begegneten sich Jean Monnet und de 
Gaulle. 
Wie ist es nun zu erklären, daß Monnet, der offiziell ein erklärter Gegner Vichy-Frankreichs 
war, de Gaulle keineswegs unterstützte, als dieser 1940 in London begann, den Widerstand 
gegen die deutsche Besatzung Frankreichs zu organisieren? 
Monnet fuhr in die USA, um dort im Auftrag Churchills Waffen für England zu kaufen. Er 
blieb dort und wurde in den harten Kern des Beziehungsnetzes im engsten Kreis um Präsident 
Roosevelt integriert (Dean Acheson, Staatssekretär im Außenministerium; Felix Frankfurter, 
Richter am obersten amerikanischen Gerichtshof; Francis Biddle, Justizminister; Phil Gra-
ham, Medienzar).  
Während dieser Zeit verkehrte er auch in Exilkreisen, die gegen de Gaulle bei der amerikani-
schen Regierung intrigierten. Monnets diverse Argumente, de Gaulle sei ein Diktator, faschi-
stisch, psychotisch, sei Hitler ähnlich, habe keine Legitimation, die Franzosen zu vertreten 
usw. wurden beliebig benutzt, um ihn zu desavouieren und als Kopf einer Nachkriegsregie-
rung unmöglich zu machen. 



 13 

De Gaulles Position paßte ihnen nicht, weil er mit all ihm zur Verfügung stehender Kraft die 
Souveränität Frankreichs wiederherstellen wollte. Über die Landung der US-amerikanischen 
Flotte in Algerien wurde de Gaulle in London weder informiert, geschweige denn darin einbe-
zogen.  
Die amerikanische Regierung glaubte, in General Giraud einen passenden Mann gefunden zu 
haben, den sie für ihre Zwecke benutzen konnte. Er wurde im Dezember 1942 zum Hoch-
kommissar für Französisch Nord- und Westafrika gemacht. Es mußte ihm nur noch schnell 
ein demokratisches Mäntelchen umgehängt werden, damit er für die Weltöffentlichkeit prä-
sentabel wurde. Diese Aufgabe übernahm Monnet in seiner Funktion als Sondergesandter des 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt. Einen französischen Auftrag hatte er nicht. 
Die Tatsache, daß Giraud in Algerien die rassistischen bzw. faschistischen, an Hitler-
Deutschland angelehnten Vichy-Gesetze gegen Juden und Résistance-Kämpfer anwandte, 
wurde in diesem Zusammenhang von den Machthabern als quantité négligeable angesehen. 
Eine Tatsache, die um so schwerer wiegt, als ohne die aktive Unterstützung von etwa 400 Wi-
derstands-Kämpfern die Landung der alliierten Streitkräfte im November 1942 wesentlich 
schwieriger gewesen wäre, da die Vichy-Verwaltung erheblichen Widerstand leistete. 
Diese Tatsachen zeigen deutlich, daß de Gaulle nicht der "Mann Amerikas" war und die Vor-
würfe ihm gegenüber als Propagandalügen angesehen werden müssen.  
Aktiv im Dienste Roosevelts  
In Algier befolgte Monnet als direkter Sondergesandter Roosevelts dessen Aufträge. Dabei 
halfen ihm große Summen amerikanischer Gelder, ermöglicht durch den Lend-Lease-Act. 
Insgesamt erhielt Frankreich auf diesem Wege während des Krieges 4 Milliarden Dollar. 
Monnet organisierte damit u.a. die Versorgung der "Forces françaises libres". Dabei arbeitete 
er eng mit dem jungen Finanzberater Christian Valensi zusammen, der wie Monnet über ein 
bedeutendes Beziehungsnetz auf beiden Seiten des Atlantiks verfügte und auch nach Kriegs-
ende maßgeblich beteiligt war an der Beschaffung amerikanischer Kredite zusätzlich zu Gel-
dern aus dem Marshall-Plan. 
Gleichzeitig boykottierte Monnet das nationale Befreiungskomitee in London unter Führung 
de Gaulles, der von der Gesamtheit der französischen Résistance anerkannt und mit deren Lei-
tung beauftragt worden war. Als jedoch immer deutlicher wurde, daß es an de Gaulle kein 
Vorbeikommen gab, bezog man ihn mit ein, in der Hoffnung, ihn in einem großen Komitee 
"ertränken" zu können, d.h. kaltzustellen. 
Hier in Algier wurden die konkreten Pläne für den Wiederaufbau Frankreichs und Europas 
nach dem Krieg entworfen und die zukünftigen "Regierungsmannschaften" aufgestellt. Mon-
net wirkte dabei entscheidend mit. Er selbst war im provisorischen Kabinett oder "großen 
Komitee" als Minister für Waffenbeschaffung, Versorgung und Wiederaufbau vorgesehen. Er 
brachte seine in den USA entwickelten Vorstellungen vom wirtschaftlichen Aufbau Frank-
reichs und Europas ein und traf bei all den Männern, mit denen er seit den Zeiten im Völker-
bund Kontakte geknüpft hatte, auf offene Ohren.  
Gleichzeitig versuchten Eisenhower und Roosevelt über General Giraud direkt Einfluß auf die 
Politik des Komitees zu nehmen, indem sie die Einstellung der amerikanischen Waffenliefe-
rungen in Aussicht stellten für den Fall, daß Giraud seine Stellung in dem Komitee, die durch-
aus umstritten war bei den Franzosen, nicht behalten würde. 
Monnet hatte in seinen "amerikanischen Jahren" auf Grund seiner engen Beziehungen zur dor-
tigen Machtelite deren Vorstellungen vom Nachkriegseuropa aufgenommen. So war er eng 
mit dem späteren Außenminister John Foster Dulles befreundet, der 1941 in einem Artikel 
vorschlug, Europa nach dem Krieg zentralistisch zu reorganisieren, und behauptete, es sei ver-
rückt, den einzelnen europäischen Staaten wieder die volle Souveränität zuzugestehen. 
Das amerikanische Magazin "Fortune" und der Journalist John Davenport, zu denen Monnet 
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sehr enge Beziehungen unterhielt, war das Sprachrohr der Hochfinanz und der amerikanischen 
Kartelle.  
1943 wurde dort die Gründung einer europäischen Transportgemeinschaft vorgeschlagen, die 
über den Staaten stehen sollte, sowie eine europäische Währungsunion, die von einer europäi-
schen Bank dirigiert werden sollte. Europa sollte sich eng an Amerika und England anlehnen. 
Monnet nahm die amerikanische Botschaft auf: Schnell handeln, um Westeuropa zu einen und 
einen großen Markt schaffen mit oder ohne gemeinsame Behörde, schließlich Frankreich dazu 
anstiften, eine europäische Föderation zu schaffen, um Deutschland einzubinden.  
1943 entwirft er eine Denkschrift für das CFLN, in der er die Gründung einer Wirtschaftsge-
meinschaft vorschlägt, die von einer französischen Initiative ausgehen soll, "um eine demo-
kratische Ordnung in Europa zu schaffen. Europa kann zu einem Staat werden, der Frie-
den und Glück bringt", indem er sich über die nationalen Souveränitäten erhebt. 
Die Rolle Frankreichs ist damit festgelegt: Speerspitze der europäischen Einigung mit Monnet 
als treibender Kraft ohne jede parlamentarische Legitimation. 
Diese in den USA entwickelten Vorstellungen und Pläne für das Nachkriegs-Europa geben 
eine erste Antwort auf die Frage, warum die USA de Gaulle ausbooten wollten. Seine Psych-
iatrisierung und Abstemplung als Faschist waren Mittel zu dem Zweck, den Kopf der Bewe-
gung, die für die Souveränität Frankreichs eintrat, auszuschalten. Wenn man de Gaulle selbst 
liest und die Untersuchungen zu den Hintergründen der amerikanischen Außenpolitik des 20. 
Jahrhunderts, wie wir sie in unserem ersten Artikel angedeutet haben, einbezieht, so kommt 
man der Wahrheit ein weiteres Stück näher.  
De Gaulle und Roosevelt - Pläne für die Welt nach dem Krieg 
De Gaulle beschreibt in seinen Memoiren seine Unterhaltung mit Roosevelt im Juli 1944 in 
Washington. Im Laufe dieser Unterhaltung legte Roosevelt seine Strategieüberlegungen für 
die "Welt" nach dem Zweiten Weltkrieg dar. Roosevelts Vision erschien de Gaulle mehr als 
beunruhigend für Europa und insbesondere Frankreich. De Gaulle führt wörtlich aus: "(Roo-
sevelt) gedenkt nun ein internationales System zu schaffen, das auf ständige Intervention hi-
nausläuft. Er denkt an ein Viererdirektorium: Amerika, Sowjetrußland, China und Großbri-
tannien sollen die Weltprobleme regeln.  
Ein Parlament der Vereinten Nationen soll der Macht dieser "vier Großen" einen demokrati-
schen Anstrich geben. Aber wenn man (das heißt die USA) die Welt nicht auf Gnade und Un-
gnade den drei anderen ausliefern will, muß solch eine Organisation, meint Roosevelt, die 
Anlage amerikanischer Stützpunkte in allen Teilen der Erde und zum Teil auch auf französi-
schem Gebiet einschließen.  
Roosevelt glaubt, auf diese Weise die Sowjets in eine Gemeinschaft hineinbringen zu können, 
die ihre Ambitionen in Schach halten wird und in der Amerika seine Klientel um sich scharen 
kann. Von den "vier Großen" ist, wie er weis, das China Chiang Kai-schek von seiner Hilfe 
abhängig, während die Engländer, sofern sie nicht ihre Dominien verlieren wollen, sich seiner 
Politik beugen müssen. In bezug auf die mittleren und kleineren Länder wird er in der Lage 
sein, auf sie dank amerikanischer Hilfeleistungen einzuwirken.  
Schließlich werden das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die amerikanische Auslandshilfe, 
das Vorhandensein amerikanischer Stützpunkte in Afrika, Asien und Australien dem Entste-
hen neuer souveräner Staaten förderlich, die die Zahl derer vermehren werden, die den Verei-
nigten Staaten verpflichtet sind. In solcher Perspektive können die eigentlichen Probleme Eu-
ropas … nur von nebensächlicher Bedeutung sein". 
De Gaulle erkannte in dieser Konzeption einen ausgesprochenen "Willen zur Macht" und den 
Willen, Europa zu dominieren. Er wies darauf hin, daß dieser Plan den Westen in Gefahr 
bringen würde. "Werde man nicht, wenn man Westeuropa als zweitrangig behandele, gerade 
der Sache schaden, der man zu dienen glaubt: der Sache der Zivilisation?" …  
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"Der Westen ist es, sage ich zu Präsident Roosevelt, den man wieder aufbauen muß. Wenn 
das geschehen ist, wird ihn sich die übrige Welt wohl oder übel zum Vorbild nehmen. Wenn 
es nicht geschieht, wird es der Barbarei gelingen, alles hinwegzufegen. Westeuropa ist trotz 
seiner Zerrissenheit für den Westen von wesentlicher Bedeutung. Nichts kann den Wert, die 
Kraft, die Ausstrahlung der alten Völker ersetzen." 
Roosevelt sprach dann von seiner großen Enttäuschung über das französische Volk, das sich 
einfach so von den Nazis hatte überrennen lassen. De Gaulle, der sehr höflich war, entgegnete 
ihm nichts. Aber er dachte: Wenn Amerika Frankreich sowohl nach dem Ersten Weltkrieg 
geholfen hätte, wie auch zu Beginn des Zweiten, oder wenn man ihn, General de Gaulle, un-
terstützt hätte anstelle des Vichy-Regimes, dann wäre es vielleicht anders gekommen.  
Es wird damit deutlich, daß de Gaulle die angebliche Enttäuschung Roosevelts als unehrlich 
empfand. Er verließ Roosevelt mit der Überzeugung, daß in den Beziehungen der Staaten un-
tereinander die Logik und das Gefühl nicht schwer wögen im Vergleich zu den Realitäten der 
Macht. Allein was man sich nehme und was man zu halten wisse habe Bedeutung. Frankreich 
könne nur auf sich selber zählen, wenn es wieder seinen Platz unter den Nationen erlangen 
wolle.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 22. November 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Europäische Union (x903/…): >>Hintergründe der "europäi-
schen Integrationsbewegung" 
Am Beginn der sogenannten europäischen Integrationsbewegung stehen zwei besonders ein-
flußreiche Gestalten: Der Österreicher Richard Graf Coudenhove-Kalergi (1894-1972) und 
der Franzose Jean Monnet (1888-1979). 
I . 
Coudenhove-Kalergi trat schon 1922 mit seiner Pan-Europa-Idee hervor, die er 1924 in einem 
Buch publizierte. Darin propagierte er die "Vereinigten Staaten von Europa", einen zentralen 
Bundesstaat, der von einem neuen geistigen Adel geführt werden sollte. Im selben Jahr grün-
dete er die Paneuropa-Union, um dieses Ziel organisatorisch zu verfolgen. Das traf offenbar in 
Amerika auf ähnliche Gedanken. So wurde er nach eigenen Angaben schon 1924 auf Anre-
gung von Louis Rothschild von den Finanzmagnaten Max Warburg "mit 60.000 Goldmark 
zur Ankurbelung der Bewegung während der drei ersten Jahre" unterstützt. Durch dessen 
Vermittlung traf er sich in Amerika mit den Finanziers Paul Warburg und Bernhard Baruch. 
("Ein Leben für Europa", Seite 124-125) 
In seinem 1925 erschienenen Buch "Praktischer Idealismus" bezeichnete Kalergi die Demo-
kratie als "ein klägliches Zwischenspiel" zwischen zwei aristokratischen Epochen, der des 
Blutadels und des neuen, von jüdischem Geist geprägten Geistesadels. Die moderne Demo-
kratie durchschaute er als praktisches Instrument der Plutokratie: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie: weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." (S.39) 
Ihm schwebte vor, den "plutokratischen Demokratismus" durch die Aristokratie eines neuen 
Geistesadels zu ersetzen, in der die verschiedenen Völker in einer "eurasisch-negroiden Zu-
kunftsrasse" aufgehen sollen (S. 22, 23). 
Im April 1948 lud Kalergi in New York zu einem Kongreß ein, auf dem das American Com-
mittee for a United Europe (ACUE) gegründet wurde. Geschäftsführer wurden die berüchtig-
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ten US-Geheimdienst-Bosse: William "Wild Bill" Donovan und Allan Dulles. Die Finanzie-
rung übernahmen die Ford Foundation, die Rockefeller-Stiftung und weitere regierungsnahe 
Unternehmensgruppen. 
Das Committee unterstützte die Europäischen Bewegung, die im Juli 1947 von Winston 
Churchill und Duncan Sandys initiiert wurde und vom 7. bis 11. Mai 1948 den Haager Euro-
pa-Kongreß in Den Haag veranstaltete, an dem unter dem Vorsitz Churchills über 700 Dele-
gierte aus ganz Europa und Beobachter aus den USA und Kanada teilnahmen.  
Damit gelang die entscheidende Weichenstellung für die Gründung der Europäischen Bewe-
gung. Man arbeitete an einem Entwurf für eine Verfassung der Vereinigten Staaten von Euro-
pa und gründete 1948 durch den Vertrag von London den Europarat, eine internationale euro-
päische Organisation von heute 47 Staaten, in der wiederum Kalergi einen großen Einfluß 
ausübte. 
Das American Committee for a United Europe (ACUE) war bis in die 1960er-Jahre ein wich-
tiger Geldgeber der Europäischen Bewegung (50 %), der Union Europäischer Föderalisten 
(UEF) und besonders deren European Youth Campaign (100 %). Damit konnte Einfluß auf 
die Führer der "Europäischen Bewegung" Robert Schuman, Paul-Henri Spaak und Józef Re-
tinger genommen werden (s. alle Nachweise bei Wikipedia) 
Das ist der Humus der hauptsächlichsten internationalen Organisationen, welche die heute bis 
zur EU entwickelte europäische Integrations-Organisation in Gang gebracht haben, weiter 
begleiten, fördern, unterstützen und vorantreiben. Ein kleines Beispiel: 2012 wurde überra-
schend der Friedensnobelpreis an die EU verliehen, offenbar wegen des "friedenstiftenden" 
Euros, der in immer mehr EU-Staaten die Menschen verzweifelt auf die Straßen und die Völ-
ker auseinander treibt.  
Ein englischer Kritiker meinte, warum sie nicht auch noch wegen der großartigen "Euro-
Rettungspolitik" den Wirtschaftsnobelpreis erhalten habe. Wie kam es zu dieser Preisver-
leihung? Der Vorsitzende des Nobelpreiskomitees, der Norweger Th. Jagland, ist gleichzeitig 
Generalsekretär des "Europarates", also der großen europäischen, von amerikanischen Ge-
heimdiensten mitfinanzierten EU-Förderorganisation, die so eng mit ihr verbunden ist, daß sie 
dieselbe Flagge und Hymne verwendet. Die EU hat sich also, dank CIA, den Friedens-
nobelpreis quasi selbst verliehen. 
Winston Churchill hatte schon 1946 in einer Rede an der Universität Zürich vor Studenten 
"eine Art Vereinigte Staaten von Europa" gefordert, d.h. er las ein Manuskript vor, das Kalergi 
für ihn geschrieben hatte (s. Wikipedia). Am 14.5.1947 verriet Churchill in einer Rede in 
London noch tiefere angloamerikanische Ziele mit Europa: 
Wir geben uns natürlich nicht der Täuschung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa die 
letzte und vollständige Lösung aller Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. Die 
Schaffung einer autoritativen, allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzustreben 
haben. Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch handlungsfähig 
werden kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt düster und 
zweifelhaft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hingeben: Ohne 
ein Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Vereinigung Euro-
pas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles. (Speechers of Win-
ston Churchill, New York 1974) 
Hier klingt auf, was sonst mehr verklausuliert unter dem Namen "Neue Weltordnung" als "Ei-
ne Welt" angestrebt wird und überall da bemerkbar ist, wo die Völker "durch ein immer eng-
maschigeres Netz multilateraler Vertragssysteme und Organisationen aneinander gebunden 
und auf das je spezifische Regelwerk festgelegt" werden. (Manfred Kleine-Hartlage: "Neue 
Weltordnung - Zukunftsplan oder Verschwörungstheorie?", S. 13) Solche Organisationen sind 
die UNO, der IWF und die Weltbank, Nato, Internationaler Strafgerichtshof usw. und eben die 
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EU, um die bisher hauptsächlichsten zu nennen. 
II.  
Die zweite der einflußreichsten Gestalten, Jean Monnet, stand ähnlich wie Kalergi zeit seines 
Lebens unter dem Einfluß führender britischer und amerikanischer Kreise. Er war "ein Erfin-
der und Lenker von Institutionen einer übernationalen Zusammenarbeit" und "ein Zentrum 
(insbesondere) angelsächsischer Einflußnahme auf dem Kontinent". (Andreas Bracher: Euro-
pa im Amerikanischen Weltsystem, Basel 2001, S. 81). 
Während des ersten Weltkrieges koordinierte er nach Wikipedia maßgeblich "die kriegs-
wirtschaftliche Güternachfrage und -logistik der westlichen Alliierten." 1919 findet man 
Monnet in der französischen Delegation in Versailles.  
Von 1919 bis 1923 ist er stellvertretender Generalsekretär beim Völkerbund in Genf, der - in 
Versailles gegründeten - Vorläuferorganisation der heutigen UNO. In den 20er und 30er Jah-
ren ist er in führenden Stellungen in amerikanischen Banken tätig, gründet auch selbst in New 
York eine Investmentbank, die, wie andere amerikanische Banken auch, Geschäftsbeziehun-
gen mit Hitler-Deutschland unterhielt. 
1938 wechselt er wieder in die gleiche Rolle wie im ersten Weltkrieg: Er beschäftigt sich mit 
den alliierten Vorbereitungen für den drohenden Krieg. Nach der deutschen Eroberung Frank-
reichs 1940 "wird er von Churchill nach Washington geschickt, um Rüstungseinkäufe zu täti-
gen. Dort wird er praktisch in die Regierung übernommen und eine der entscheidenden Figu-
ren bei dem Unternehmen, die Maschine in Gang zu bringen, die den Krieg gewinnen sollte", 
wie Monnet selbst in seinen Memoiren schreibt (Bracher S. 83). 
Nach dem Krieg gehen auch von Monnet entscheidende Initiativen zur europäischen Einigung 
aus. Von ihm stammt der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die Stahlindu-
strien Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte. Der Plan wur-
de 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet.  
Das neue Gebilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entscheiden-
de Keim der heutigen Europäischen Union. Er war von vornherein als voller Staat angelegt: 
mit einer Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 war 
Monnet der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskommitee für die Vereinigten 
Staaten von Europa". Es "blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, war aber bis zu 
seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Unternehmen voran-
getrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Einheitsstaat." (Bra-
cher, S. 84) So wird Monnet von 1950 bis weit in die sechziger Jahre hinein das "eigentliche 
intellektuelle und politische Zentrum der europäischen Einigungsbemühungen", wofür er mit 
dem Titel "Vater eines vereinten Europa" bedacht wurde (S. 80). 
Zwei Bewunderer von Monnet, Merry und Serge Bromberger, legten in ihrem Buch: "Jean 
Monnet und die Vereinigten Staaten von Europa" seinen Plan dar: 
"Allmählich sollten die supranationalen Behörden, die vom Europäischen Ministerrat in 
Brüssel und dem Europaparlament in Straßburg überwacht werden, die gesamte Politik des 
Kontinents bestimmen. Der Tag würde kommen, da die Regierungen gezwungen wären, zu-
zugeben, daß ein integriertes Europa eine vollendete Tatsache ist, ohne daß sie bei der Fest-
legung seiner Grundlagen auch nur das Geringste zu sagen hätten. Alles, was ihnen noch 
bliebe, wäre, ihre sämtlichen autonomen Institutionen zu einer einzigen Bundesverwaltung zu 
verschmelzen und dann die Vereinigten Staaten von Europa zu verkünden."  
Laut Focus 34/ 2010 sagte Monnet: 
"Europas Länder sollten in einen Superstaat überführt werden, ohne daß die Bevölkerung 
versteht, was geschieht. Dies muß schrittweise geschehen, jeweils unter einem wirtschaftli-
chen Vorwand."  
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Dieses Ziel haben seine Genossen und Nachfolger nie aus dem Auge verloren - bis heute. 
Aus den Erinnerungen von Hans-Dietrich Genscher geht hervor, daß die Fortführung der eu-
ropäischen Integration zu einem Bundesstaat zu den Bedingungen der USA für eine Zustim-
mung zur deutschen Wiedervereinigung 1989 gehörte. 
In genau der Linie Monnets liegt auch, wie Jean-Claude Juncker laut Spiegel 52/1999 seinen 
EU-Kollegen die richtige demokratische Vorgehensweise erklärte: 
"Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, ob was pas-
siert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht 
begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter - Schritt für Schritt, bis es kein 
Zurück mehr gibt." 
Das Ziel europäischer Bundesstaat war der europäischen Integrationsbewegung also von An-
fang an immanent. Darauf weist auch das Bundesverfassungsgericht in einem historischen 
Abriß seines "Lissabon-Urteils" vom 30. Juni 2009 deutlich hin: 
"Bestrebungen richteten sich auf die Gründung Vereinigter Staaten von Europa und die Bil-
dung einer europäischen Nation. Man wollte mit einer Verfassung den europäischen Bundes-
staat begründen. … Der Idee der Verfassung für die Vereinigten Staaten von Europa standen 
von vornherein kräftige nationalstaatliche Orientierungen gegenüber… Mit der Ablehnung 
der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und dem Scheitern der Europäischen Politi-
schen Gemeinschaft wurde deutlich, daß sich der europäische Bundesstaat nicht direkt ver-
wirklichen ließ. … Über eine möglichst weitgehende wirtschaftliche Verflechtung über einen 
gemeinsamen Markt sollte die praktische Notwendigkeit politischer Vergemeinschaftung her-
beigeführt werden, und es sollten Handels- und Wirtschaftsbedingungen entstehen, die eine 
politische, auch außen- und sicherheitspolitische Einheit dann als allein folgerichtig erschei-
nen lassen würden…." 
Zu diesen Wirtschaftsbedingungen gehört auch die Einführung des Euro und die Euro-Krise, 
die, wie in einem Artikel dieses Blogs dargelegt wird, offensichtlich planmäßig herbeigeführt 
worden ist. 
Weitere Belege bringt ein Video der "Bürgerrechtsbewegung Solidarität" vom 4. Juni 2012 
mit dem Titel "Die EU ist nicht Europa, sondern seine Zerstörung". Darin wird Jaques Attali, 
vormals Berater des französischen Präsidenten Mitterand, zitiert, der "bei den Verhandlungen 
1990 dabei (war), als Bundeskanzler Kohl die Aufgabe der D-Mark als Preis für die Wieder-
vereinigung aufgezwungen wurde.  
Laut Attali soll damals Mitterand mit einer Wiederbelebung der ´Tripple Entente‘ (Militär-
bündnis von 1907 zwischen Großbritannien, Frankreich und Rußlands gegen Deutschland) 
gedroht haben. Im Januar letzten Jahres (also 2011) ließ Attali die Katze aus dem Sack. In 
einer Rede über die Eurokrise sagte er, die Krise sei nicht nur vorhersehbar gewesen, man ha-
be sie sogar bewußt geplant, um eine starke europäische Haushaltsföderation zu schaffen. 
"Alle diejenigen, die wie ich das Privileg hatten, bei der Abfassung der ersten Version des 
Maastricht-Vertrages die Feder zu führen, taten alles, um sicherzustellen, daß ein Austritt 
unmöglich wäre. Wir haben einen Artikel, der (einem Mitgliedstaat) den Austritt erlaubt, ab-
sichtlich 'vergessen'. Das war nicht sehr demokratisch. Doch es war eine große Garantie da-
für, die Dinge schwieriger zu machen, damit wir gezwungen waren, weiter voranzuschreiten". 
Weiter wird in dem Video Guiliano Amato zitiert, ehemaliger Vizepräsident des "Europäi-
schen Konvents" für eine europäische Verfassung, der in einem Interview mit "La Stampa" am 
12. Juli 2000 erklärte: 
"Deshalb ziehe ich es vor, langsam vorzugehen und die Souveränität Stück für Stück zu zer-
brechen und dabei plötzliche Übergänge von den nationalen zu den Befugnissen des Bundes 
zu vermeiden. ... Ohne Souveränitäten (der Einzelstaaten) werden wir keinen Totalitarismus 
haben. Demokratie braucht keinen Souverän." 
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Er übergeht, daß uns dafür - ohne einen demokratischen Souverän - der viel größere bürokrati-
sche Totalitarismus der EU aufgezwungen wird, die mit imperialistischen Weltmacht-
Ambitionen den früheren Nationalismus der Einzelstaaten auf einer größeren Ebene als Euro-
pa-Nationalismus nur fortsetzt. 
Unverblümt in dieser Richtung sind die Worte des Briten Robert Cooper, vormaliger Berater 
Tony Blairs und jetziger Top-Berater von Lady Catherine Ashton, der "Hohen Vertreterin der 
EU für Außen- und Sicherheitsfragen", die er in seinem Buch "The Breaking of Nations" 
(2003) geschrieben hat: 
"Beim Umgang mit der altmodischen Sorte von Staaten außerhalb der postmodernen Grenzen 
müssen sich die Europäer auf die rauheren Methoden früherer Zeiten zurückbesinnen: Ge-
walt, … Angriffe, Täuschung, was immer auch für diejenigen notwendig ist, die noch in der 
Welt des 19. Jahrhunderts gefangen sind, wo jeder Staat für sich existierte. Im Dschungel 
muß man sich an die Gesetze des Dschungels halten." 
Mit diesem Artikel könnte auch der letzte Zweifler erkennen … "Neue Weltordnung" ist keine 
Verschwörungstheorie, sondern wenn man so will eine globale Reform (Neuordnung). Die 
wohl wie auch schon immer in der Geschichte, von einigen wenigen erdacht und für alle ande-
ren gültig. 
EU-Vision 
Was haben sie vom Menschen-Ich verstanden? 
Sie schwemmen mit Konsum Europas Fluren, 
Ersticken seiner Völker Hochkulturen 
Und schlagen ihren Geist in feste Banden. 
Es ist das Ich, das die Entwicklung treibt, 
Aus dem Kultur- und Geistesblüten sprossen. 
Sie haben es in Normen eingeschlossen, 
In denen es sich innerlich zerreibt. 
So phrasenhaft ward "Freiheit" nie verwendet. 
Die äußre Leibes-Sicherheit verdeckt, 
Wie Vormundschaft die Selbstbestimmung schändet; 
Unendliche Verordnungsflut bedeckt 
Europaweit des Menschen eig'ne Wege. 
Er irrt in eines Monsterstaats Gehege. 
(hl)<< 
 


